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GASTGEWERBE

Prost Mahlzeit! Jetzt auch Wirte in der Krise

WIESBADEN | Das Feierabend-
bier trinken viele Menschen der-
zeit lieber zu Hause als in der
Kneipe. Deutschlands Gastwirte
bekommen die Wirtschaftsflau-
te zu spüren. Im Februar setzten
sie real 8,9 Prozent weniger um
als ein Jahr zuvor. Das teilte das
Statistische Bundesamt am Frei-

tag mit. In konstanten Preisen
(real) war dies der stärkste Ein-
bruch seit Dezember 2002. Da-
mals sanken die Umsätze im Jah-
resvergleich um 13,2 Prozent,
weil viele Menschen wegen radi-
kaler Preiserhöhungen zur Euro-
Einführung auf Kneipenbesu-
che verzichteten. (dpa)

CITIGROUP

Verlust geringer
als erwartet

NEW YORK | Die angeschlagene
US-Großbank Citigroup hat mit
erneut roten Zahlen ihren sechs-
ten Quartalsverlust in Folge er-
litten. Allerdings fiel das Minus
deutlich geringer als von Exper-
ten erwartet aus. In den ersten
drei Monaten des Jahres lag der
Verlust unter dem Strich bei 966
Millionen Dollar (733 Mio. Euro),
wie die Bank am Freitag mitteil-
te. Ein Jahr zuvor lag das Minus
im gleichen Zeitraum noch bei
5,1 Milliarden Dollar. Die Citi-
group ist damit die bereits vierte
US-Bank, die besser abschneidet
als vom Markt erwartet. (dpa)

WOOLWORTH

Erste Interessenten
für Filialen

FRANKFURT/KARLSRUHE | Kurz
nach der Insolvenz von Wool-
worth Deutschland gibt es erste
Interessenten für Filialen der
Billigkaufhauskette. „Woolworth
hat sicher einige Standorte, die
für uns sehr gut denkbar wären“,
sagte der Chef der Drogeriekette
dm, Erich Harsch, der FTD. Auch
dm-Konkurrent Rossmann soll
Interesse an Woolworth-Filialen
angemeldet haben. Ein Sprecher
des vorläufigen Woolworth-In-
solvenzverwalters Ottmar Her-
mann bestätigte gestern konkre-
te Anfragen, wollte aber keine
Namen nennen. (dpa)

GEISELNAHMEN

Freiheit gegen
höhere Abfindung

PARIS | Geiselnahmen sind in
Frankreich weiter en vogue. Jetzt
traf es fünf Manager des Logis-
tikunternehmens FM Logistics
bei Metz. Rund 100 wütende Mit-
arbeitergabenihreVorgesetzten
erst nach zwölf Stunden wieder
frei, dafür mussten sie den von
Entlassung betroffenen Arbeit-
nehmern Gespräche über besse-
re Abfindungen zusichern. In al-
lenFällenvonGeiselnahmender
vergangenenWoche,etwabeiSo-
ny und dem Baumschinenher-
steller Caterpillar, sagten die
Topmanager für ihre Freiheit
höhere Abfindungen zu. (dpa)

schwerde gegen das Finanz-
marktstabilisierungsgesetz
eingelegt. Sie verlangt, auch als
Privatperson unter den Ret-
tungsschirm für die Banken ge-
nommen zu werden. Dabei be-
ruft sie sich auf den Gleichheits-
grundsatz in Artikel 3 des
Grundgesetzes. „Es ist verfas-
sungswidrig, wenn Banken toxi-
sche Papiere, die ihre Bilanzen
belasten, an den Soffin ausla-
gern dürfen, Privatanleger aber
nicht, die die gleichen Papiere
gekauft haben“, sagt Rechtsan-
walt Peter Mattil.

Nach dem Zusammenbruch
der US-Bank Lehman Brothers
im Herbst, nach dem die Hypo-
theken- und Finanzkrise eine
neue weltweite Dynamik entfal-
tete, hatte die Bundesregierung
einen Sonderfonds Finanz-
marktstabilisierung, kurz: Sof-

fin, eingerich-
tet und mit
480 Milli-
arden Euro

ausgestat-
tet. Das Geld
kann die Be-
hörde für
Bürgschaf-
ten oder Ei-
genkapi-
talhilfen
ausgeben.

Sie kann
aber Banken

und Geldinsti-
tuten auch soge-

nannte Risikopositionen,

also ansonsten unveräußerliche
Wertpapiere für bis zu 5 Milliar-
den Euro pro Institut abkaufen.
Was mit Privatanlegern ge-
schieht, regelt das Gesetz nicht.

Sporbergs Weg kreuzt sich
mit dem vieler Banken bei der
Lehman-Pleite. Die Rentnerin
hatte rund 40.000 Euro, die
Hälfte ihres Vermögens, auf An-
ratenihrerHausbank,derDresd-
ner Bank, in Lehman-Zertifikate
investiert, die sie für eine sichere
Geldanlage hielt. Dass Zertifika-
te als Inhaberschuldverschrei-
bungen wertlos werden, wenn
das ausgebende Unternehmen
Konkurs macht, wusste sie nicht.
Nun kann sie aus dem Insolvenz-
verfahren, das sich nach Ein-
schätzung von Experten noch
mindestens zwei Jahre hinzie-
hen wird, allerhöchstens 10 Pro-
zent des Einsatzes zurückerwar-
ten, 4.000 Euro.

Sie könnte den Verkäufer bei
der Dresdner Bank wegen
Falschberatung verklagen, aber
das finanzielle Risiko ist groß.
Bis zu 20.000 Euro Anwalts- und
Gerichtskostendrohen,wennsie
verliert. Und sie fürchtet, dass
sie „alleine gegen die Bank so-
wieso nicht ankommt“. Schließ-
lich könne diese sich nach den
staaatlichen Hilfen für die Mut-
ter Commerzbank „die besten
Anwälte von meinen Steuergel-
dern“ nehmen.

„Der Beschwerdeführerin ist
nicht zuzumuten, eine Klage ge-
gen die Beraterbank zu führen“,

argumentiert auch Anwalt Mat-
tilinder31-seitigenVerfassungs-
beschwerde. Zugleich handle es
sich um einen Fall von „allge-
meiner Bedeutung“, da allein
in Deutschland mindestens
50.000 Kleinanleger ihr Geld
mit Lehman-Zertifikaten verlo-
ren hätten. Darum könnten sich
die Karlsruher Richter nicht her-
umdrücken. „Die Privatanleger
dürfen nicht nur als Opfer der
Krise betrachtet werden, die ihr
Schicksal hinzunehmen haben.“
In den USA beispielsweise hät-
ten die Behörden die Citibank
verpflichtet, 40.000 Kunden zu

Lehman-Geschädigte will unter Rettungsschirm
KRISENOPFER Eine Rentnerin, die 40.000 Euro mit Lehman-Zertifikaten verloren hat, geht in Karlsruhe gegen den Bankenrettungsfonds
vor. Es verstoße gegen den Gleichheitsgrundsatz, wenn der Bund Banken Schrottpapiere abkaufe, sie aber auf ihren sitzen lasse

VON BEATE WILLMS

Die 68-jährige ehemalige Zahn-
arztangestellte Hannelore Spor-
berg will es mit der Bundesregie-
rung aufnehmen. Über die
Rechtsanwaltskanzlei Mattil
und Kollegen hat die Münchne-
rin Verfas-
sungsbe-

entschädigen, die sie nicht über
die Risiken eines zertifikateähn-
lichenProduktsaufgeklärthatte.

Beim Bundesfinanzministe-
rium hat man die Verfassungs-
beschwerde „zur Kenntnis ge-
nommen“, wie Sprecherin Jea-
nette Schwamberger sagt, warte
nun aber „ganz entspannt ab“, ob
und was die Karlsruher Richter
unternehmen. Tatsächlich räu-
men Verfassungsrechtler dem
Vorstoß keine großen Erfolgs-
aussichten ein. Markus Heint-
zen, Professor an der FU Berlin,
würde „fast eine Kiste Rotwein
darauf wetten“, dass sie gar nicht

erstangenommenwird.Schließ-
lichgeheesumGeld:„Dahatsich
das Bundesverfassungsgericht
noch nie sonderlich engagiert.“
Andere Rechtsanwälte, die Leh-
man-GeschädigteinZivilprozes-
sen gegen ihre Bankberater ver-
treten, wie der Bremer André Eh-
lers,verweisenjedochaufdieÖf-
fentlichkeitswirkung. Gerade
jetzt, wo die ersten Prozesse an-
gelaufen seien, sei es gut, noch
einmal auf die Ungerechtigkeit
aufmerksam zu machen, „auch
wenn es eher eine moralische als
eine juristische sein mag“.
meinung und diskussion SEITE 14

lengahr für unnötig. „Die Kenn-
zeichnung ist klar genug“, sagte
Pellengahr. „Und der Kunde hört
doch schon am Sound des Auto-
maten, dass Einwegflaschen zer-
schreddert werden.“

Empört zeigte sich der HDE-
Chef über weitergehende Vor-
schläge. Die Deutsche Umwelt-
hilfehattegefordert,einezusätz-
licheAbgabevon20CentaufEin-
wegflaschen zu erheben; das
Bundesumweltministerium
prüft zudem, ob alle Einzelhänd-
ler verpflichtet werden können,
auch Mehrweg anzubieten.
„Man kann Geschäften nicht
vorschreiben, was sie verkaufen
müssen“, sagte Pellengahr dazu.
„Das wäre vielleicht in der DDR
gegangen, aber nicht in der
Marktwirtschaft.“

Das Bundesumweltministeri-
um reagierte verwundert auf
diese Position. „Wir sind beein-
druckt, dass der Einzelhandels-
verband in der Lage ist, spontan
eine juristische Entscheidung zu
treffen“, sagte ein Sprecher. „Wir
hingegen wollen den Sachver-
haltzunächstsorgfältigprüfen.“

Auch Cornelia Ziehm, Juristin
bei der Deutschen Umwelthilfe,
teilt die rechtliche Einschätzung
des HDE nicht. Einschränkun-
gen der Gewerbefreiheit aus
übergeordneten Gründen seien
durchaus möglich. Auch die EU-
Wettbewerbsregeln stünden
dem nicht automatisch entge-
gen. „Einzelstaatliche Umwelt-
regeln können durchaus zuläs-
sig sein, wenn sie gut begründet
sind.“ MALTE KREUTZFELDT

Gegen Mehrwegzwang
GETRÄNKEFLASCHEN Ministerium prüft Mehrwegpflicht für Läden. Einzelhandel:
„Das wäre vielleicht in der DDR gegangen, aber nicht in der Marktwirtschaft“

BERLIN taz | Die Vorschläge zur
Steigerung der Mehrwegquote
bei Getränkeverpackungen (taz
von Freitag) sind beim Haupt-
verband des Deutschen Einzel-
handels (HDE) auf scharfe Kritik
gestoßen. Eine bessere Kenn-
zeichnung sei unnötig, sagte Ge-
schäftsführer Hubertus Pellen-
gahr der taz. Weitergehende Vor-
schriften wie eine Mehrweg-
pflicht lehnte er entschieden ab.

Als Reaktion auf den drasti-
schen Rückgang der Mehrweg-
quote auf unter 50 Prozent hat-
ten Umweltverbände und Teile
der Getränkeindustrie am Mitt-
woch gefordert, Einweg- und
Mehrwegflaschen deutlicher zu
kennzeichnen, weil viele Ver-
braucherInnen sie nicht unter-
scheiden könnten. Dies hält Pel-
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